
(In Anwendung von Titel V des Vertrags über die Europäische Union erlassene Rechtsakte)

GEMEINSAMER STANDPUNKT 2006/795/GASP DES RATES

vom 20. November 2006

über restriktive Maßnahmen gegen die Demokratische Volksrepublik Korea

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag über die Europäische Union, insbeson-
dere auf Artikel 15,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen hat am 15. Juli
2006 die Resolution 1695 (2006) angenommen, in der
er die mehrfachen Starts ballistischer Flugkörper durch
die demokratische Volksrepublik Korea („DVRK“) am 5.
Juli 2006 verurteilt.

(2) Der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen hat am
14. Oktober 2006 die Resolution 1718 (2006) („UNSCR
1718 (2006)“) angenommen, in der er den von der
DVRK am 9. Oktober 2006 bekannt gegebenen Nuklear-
versuch verurteilt und seine größte Besorgnis über die
Herausforderung, die dieser Versuch für den Vertrag
über die Nichtverbreitung von Kernwaffen und die inter-
nationalen Anstrengungen zur Stärkung der globalen Re-
gelungen über die Nichtverbreitung von Kernwaffen dar-
stellt, und die Gefahr, die sich daraus für Frieden und
Stabilität in der Region und darüber hinaus ergab, zum
Ausdruck bringt. Der Sicherheitsrat der Vereinten Natio-
nen hat daher eine eindeutige Bedrohung des Weltfrie-
dens und der weltweiten Sicherheit festgestellt.

(3) Der Rat der Europäischen Union hat am 17. Oktober
2006 den Test eines nuklearen Sprengkörpers durch
die DVRK scharf verurteilt und die DVRK eindringlich
aufgefordert, unverzüglich zu den Sechs-Parteien-Gesprä-
chen zurückzukehren, alle Kernwaffen und bestehende
Nuklearprogramme aufzugeben und ihren Verpflichtun-
gen aus dem Vertrag über die Nichtverbreitung von Kern-
waffen nachzukommen, wozu auch gehört, dass sie all
ihre Nuklearaktivitäten durch die Internationale Atom-
energie-Organisation (IAEO) überprüfen lässt. Der Rat er-
klärte ferner, dass er die Bestimmungen aller einschlägi-
gen Resolutionen des VN-Sicherheitsrates, insbesondere
der Resolutionen 1695 (2006) und 1718 (2006) unein-
geschränkt durchführen werde.

(4) Die UNSCR 1718 (2006) untersagt die Lieferung, den
Verkauf oder die Weitergabe der nachstehenden Gegen-
stände an die DVRK, auf direktem oder indirektem Weg,
über das Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten oder durch
ihre Staatsangehörigen oder unter Benutzung von ihre
Flagge führenden Schiffen oder Luftfahrzeugen: be-
stimmte konventionelle Waffen entsprechend der Defini-

tion für die Zwecke des Registers der Vereinten Nationen
für konventionelle Waffen oder sonstiges Wehrmaterial
einschließlich Ersatzteilen oder vom VN-Sicherheitsrat
oder von dem Ausschuss nach Ziffer 12 der UNSCR
1718 (2006) („der Ausschuss“) festgelegte Gegenstände.
Der Rat hält es für zweckmäßig, dass auch andere kon-
ventionelle Waffen erfasst werden, zumindest sämtliche
Güter und Technologien, die in der Gemeinsamen Mili-
tärgüterliste der EU aufgeführt sind.

(5) Die UNSCR 1718 (2006) untersagt auch die Lieferung,
den Verkauf oder die Weitergabe an die DVRK, auf di-
rektem oder indirektem Weg, über das Hoheitsgebiet der
Mitgliedstaaten oder durch ihre Staatsangehörigen oder
unter Benutzung von ihre Flagge führenden Schiffen
oder Luftfahrzeugen von Gegenständen, die in den ein-
schlägigen VN-Dokumenten aufgeführt sind, wozu insbe-
sondere die in den Listen der Gruppe der Kernmaterial-
Lieferländer (NSG) und des Trägertechnologie-Kontroll-
eregimes (MTCR) genannten Gegenstände gehören, sowie
von sonstigen Materialien, Geräten, Gütern und Techno-
logien, die im Zusammenhang mit Nuklearprogrammen,
Programmen für ballistische Flugkörper oder anderen
Massenvernichtungswaffenprogrammen stehen.

(6) Die UNSCR 1718 (2006) untersagt ferner die technische
Ausbildung, Dienste oder Hilfe im Zusammenhang mit
den in den Erwägungsgründen 4 und 5 genannten
Gegenständen, wobei dieses Verbot auch für die Finan-
zierung oder Finanzhilfen gelten sollte.

(7) Die UNSCR 1718 (2006) untersagt ferner die Beschaf-
fung der in den Erwägungsgründen 4 und 5 genannten
Gegenstände aus der DVRK.

(8) Die UNSCR 1718 (2006) untersagt ferner die Lieferung,
den Verkauf oder die Weitergabe von Luxusgütern an die
DVRK.

(9) Die UNSCR 1718 (2006) schreibt ferner Maßnahmen
vor, um die Einreise der Personen, die nach der Feststel-
lung des Ausschusses oder des VN-Sicherheitsrats für die
Politiken der DVRK im Zusammenhang mit den Nuklear-
programmen, Programmen für ballistische Flugkörper
und anderen Massenvernichtungswaffenprogrammen der
DVRK verantwortlich sind, auch indem sie diese unter-
stützen oder fördern, sowie ihrer Familienangehörigen in
das Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten oder deren Durch-
reise durch das Hoheitsgebiet zu verhindern.
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(10) Die UNSCR 1718 (2006) verlangt außerdem, dass Gel-
der, andere finanzielle Vermögenswerte und wirtschaft-
liche Ressourcen, die im Eigentum oder unter der direk-
ten oder indirekten Kontrolle der Personen oder Einrich-
tungen stehen, die nach der Feststellung des Ausschusses
oder des VN-Sicherheitsrats an den Nuklearprogrammen,
anderen Massenvernichtungswaffenprogrammen und Pro-
grammen für ballistische Flugkörper der DVRK auch mit
anderen unerlaubten Mitteln beteiligt sind oder diesen
Unterstützung gewähren, oder der Personen oder Einrich-
tungen, die in ihrem Namen oder auf ihre Anweisung
handeln, einzufrieren sind und dass sicherzustellen ist,
dass diesen Personen oder Einrichtungen oder zu ihren
Gunsten keine Gelder, finanziellen Vermögenswerte oder
wirtschaftlichen Ressourcen zur Verfügung gestellt wer-
den.

(11) Dieser Gemeinsame Standpunkt kann geändert werden,
wenn der Rat es für zweckmäßig hält, die restriktiven
Maßnahmen auf weitere Personen, Einrichtungen oder
Gegenstände oder auf andere Kategorien von Personen,
Einrichtungen oder Gegenständen anzuwenden.

(12) Die Gemeinschaft muss tätig werden, um bestimmte
Maßnahmen durchzuführen —

HAT FOLGENDEN GEMEINSAMEN STANDPUNKT ANGENOMMEN:

Artikel 1

(1) Die Lieferung, der Verkauf oder die Weitergabe der nach-
stehenden Gegenstände und Technologien, einschließlich Soft-
ware, an die DVRK auf direktem oder indirektem Weg durch
ihre Staatsangehörigen oder über das Hoheitsgebiet der Mitglied-
staaten oder von ihrem Hoheitsgebiet aus oder unter Benutzung
von ihre Flagge führenden Schiffen oder Luftfahrzeugen werden
unabhängig davon, ob sie ihren Ursprung im Hoheitsgebiet der
Mitgliedstaaten haben oder nicht, untersagt:

a) Rüstungsgüter und sonstiges Wehrmaterial jeder Art, ein-
schließlich Waffen und Munition, Militärfahrzeugen und
-ausrüstung, paramilitärischer Ausrüstung und entsprechen-
der Ersatzteile, ausgenommen nicht für den Kampfeinsatz
bestimmte Fahrzeuge, die bei der Herstellung oder nachträg-
lich mit einer Kugelsicherung ausgerüstet wurden und nur
zum Schutz des Personals der EU und ihrer Mitgliedstaaten
in der DVRK bestimmt sind;

b) alle vom VN-Sicherheitsrat oder von dem Ausschuss gemäß
Nummer 8 Buchstabe a Ziffer ii der UNSCR 1718 (2006)
festgelegten Artikel, Materialien, Geräte, Güter und Techno-
logien, die zu den Nuklearprogrammen, Programmen für
ballistische Flugkörper oder anderen Massenvernichtungswaf-
fenprogrammen der DVRK beitragen könnten.

(2) Ebenfalls untersagt wird,

a) technische Ausbildung, Beratung, Dienste oder Hilfe sowie
Vermittlungsdienste im Zusammenhang mit Gütern und

Technologien nach Absatz 1 und mit der Bereitstellung, Her-
stellung, Instandhaltung und Verwendung dieser Gegen-
stände unmittelbar oder mittelbar Personen, Organisationen
oder Einrichtungen in der DVRK oder zur Verwendung in
der DVRK zur Verfügung zu stellen;

b) Finanzmittel oder Finanzhilfen, insbesondere Zuschüsse, Dar-
lehen und Ausfuhrkreditversicherungen für den Verkauf, die
Lieferung, die Weitergabe oder die Ausfuhr der Gegenstände
und Technologien nach Absatz 1 für die Bereitstellung damit
verbundener technischer Ausbildung, Beratung, Dienste oder
Hilfe oder für damit verbundene Vermittlungsdienste zur
Verfügung zu stellen, wenn diese Leistungen unmittelbar
oder mittelbar für Personen, Organisationen oder Einrichtun-
gen in der DVRK oder zur Verwendung in der DVRK be-
stimmt sind;

c) sich wissentlich oder absichtlich an Tätigkeiten zu beteiligen,
deren Gegenstand oder Wirkung darin besteht, das Verbot
nach den Buchstaben a und b zu umgehen.

(3) Die Beschaffung von Gegenständen und Technologien
nach Absatz 1 von der DVRK durch Staatsangehörige der Mit-
gliedstaaten oder unter Benutzung von ihre Flagge führenden
Schiffen oder Luftfahrzeugen wird unabhängig davon, ob sie
ihren Ursprung im Hoheitsgebiet der DVRK haben oder nicht,
untersagt.

Artikel 2

Die Lieferung, der Verkauf oder die Weitergabe von Luxusgütern
an die DVRK auf direktem oder indirektem Weg durch Staats-
angehörige der Mitgliedstaaten oder über das Hoheitsgebiet der
Mitgliedstaaten oder von ihrem Hoheitsgebiet aus oder unter
Benutzung von ihre Flagge führenden Schiffen oder Luftfahrzeu-
gen werden unabhängig davon, ob diese Güter ihren Ursprung
im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten haben oder nicht, unter-
sagt.

Artikel 3

(1) Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maßnah-
men, um die Einreise der vom Ausschuss oder vom VN-Sicher-
heitsrat benannten Personen, die nach Feststellung des Aus-
schusses oder des VN-Sicherheitsrats für die Politiken der
DVRK im Zusammenhang mit den Nuklearprogrammen, Pro-
grammen für ballistische Flugkörper und anderen Massenver-
nichtungswaffenprogrammen der DVRK verantwortlich sind,
auch indem sie diese unterstützen oder fördern, sowie ihrer
Familienangehörigen in ihr Hoheitsgebiet oder deren Durchreise
durch ihr Hoheitsgebiet zu verhindern; diese Personen sind im
Anhang aufgeführt.

(2) Absatz 1 verpflichtet die Mitgliedstaaten nicht dazu, ihren
eigenen Staatsangehörigen die Einreise in ihr Hoheitsgebiet zu
verweigern.

(3) Absatz 1 findet keine Anwendung, wenn der Ausschuss
im Einzelfall feststellt, dass die betreffenden Reisen aus humani-
tären Gründen, einschließlich religiöser Verpflichtungen, ge-
rechtfertigt sind oder wenn er zu dem Schluss kommt, dass
eine Ausnahmeregelung auf sonstige Weise die Ziele der UNSCR
1718 (2006) fördern würde.
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(4) In den Fällen, in denen ein Mitgliedstaat nach Absatz 3
im Anhang aufgeführten Personen die Einreise in sein Hoheits-
gebiet oder die Durchreise durch sein Hoheitsgebiet genehmigt,
gilt die Genehmigung nur für den Zweck, für den sie erteilt
wurde, und nur für die davon betroffenen Personen.

Artikel 4

(1) Sämtliche Gelder und wirtschaftlichen Ressourcen, die im
Besitz, im Eigentum, in der Verfügungsgewalt oder unter direk-
ter oder indirekter Kontrolle der vom Ausschuss oder vom VN-
Sicherheitsrat benannten Personen oder Einrichtungen stehen,
die nach Feststellung des Ausschusses oder des
VN-Sicherheitsrats an den Nuklearprogrammen, anderen Mas-
senvernichtungswaffenprogrammen und Programmen für ballis-
tische Flugkörper der DVRK beteiligt sind oder diesen Unter-
stützung gewähren, darunter mit unerlaubten Mitteln, oder von
Personen oder Einrichtungen, die in ihrem Namen oder auf ihre
Anweisung handeln, werden eingefroren.

(2) Den in Absatz 1 genannten Personen und Einrichtungen
dürfen weder direkt noch indirekt Gelder oder wirtschaftlichen
Ressourcen zur Verfügung gestellt werden oder zugute kom-
men.

(3) Ausnahmen sind zulässig für Gelder und wirtschaftliche
Ressourcen, die

a) zur Erfüllung des Grundbedarfs, einschließlich für die Bezah-
lung von Nahrungsmitteln, Mieten oder Hypotheken, Medi-
kamenten und medizinischer Behandlung, Steuern, Versiche-
rungsprämien und Gebühren öffentlicher Versorgungsein-
richtungen, notwendig sind,

b) ausschließlich der Bezahlung angemessener Honorare und
der Rückerstattung von Ausgaben im Zusammenhang mit
der Leistung rechtskundiger Dienste dienen oder

c) ausschließlich der Bezahlung von Gebühren oder Kosten für
die routinemäßige Verwahrung oder Verwaltung eingefrore-
ner Gelder und wirtschaftlicher Ressourcen im Einklang mit
nationalen Rechtsvorschriften dienen, nachdem der betref-
fende Mitgliedstaat dem Ausschuss seine Absicht mitgeteilt
hat, gegebenenfalls den Zugang zu diesen Geldern, anderen
Vermögenswerten und wirtschaftlichen Ressourcen zu ge-
nehmigen, und der Ausschuss innerhalb von fünf Arbeits-
tagen nach der Mitteilung keine ablehnende Entscheidung
getroffen hat,

nachdem der betreffende Mitgliedstaat dem Ausschuss seine Ab-
sicht mitgeteilt hat, gegebenenfalls den Zugang zu diesen Gel-
dern, anderen Vermögenswerten und wirtschaftlichen Ressour-
cen zu genehmigen, und der Ausschuss innerhalb von fünf
Arbeitstagen nach der Mitteilung keine ablehnende Entschei-
dung getroffen hat.

(4) Ausnahmen sind auch zulässig für Gelder und wirtschaft-
liche Ressourcen, die

a) für außerordentliche Ausgaben erforderlich sind, vorausge-
setzt, der betreffende Mitgliedstaat teilt dies dem Ausschuss
zuvor mit und dieser ist damit einverstanden, oder

b) Gegenstand eines Pfandrechts oder einer Entscheidung eines
Gerichts, einer Verwaltungsstelle oder eines Schiedsgerichts
sind, in welchem Fall die Gelder und wirtschaftlichen Res-
sourcen für die Erfüllung von Forderungen aus diesem Pfand-

recht oder dieser Entscheidung verwendet werden können,
vorausgesetzt, das Pfandrecht oder die Entscheidung entstand
beziehungsweise erging vor dem Datum der UNSCR 1718
(2006), begünstigt nicht eine Person oder Einrichtung nach
Absatz 1 und wurde dem Ausschuss durch den betreffenden
Mitgliedstaat mitgeteilt.

(5) Absatz 2 gilt nicht für die Gutschrift auf eingefrorenen
Konten von

a) Zinsen oder sonstigen Erträgen dieser Konten, oder

b) Zahlungen aufgrund von Verträgen, Vereinbarungen oder
Verpflichtungen, die vor dem 14. Oktober 2006 geschlossen
oder eingegangen wurden beziehungsweise entstanden sind,

vorausgesetzt, dass diese Zinsen, sonstigen Erträge und Zahlun-
gen weiterhin unter Absatz 1 fallen.

Artikel 5

Die Mitgliedstaaten ergreifen im Einklang mit ihren nationalen
rechtlichen Befugnissen und Rechtsvorschriften und in Überein-
stimmung mit dem Völkerrecht gemeinsame Maßnahmen, erfor-
derlichenfalls auch durch Inspektionen der für die DVRK be-
stimmten oder aus der DVRK kommenden Fracht, um den un-
erlaubten Handel mit nuklearen, chemischen oder biologischen
Waffen, ballistischen Flugkörpern, ihren Trägersystemen, ver-
wandten Systemen und Technologien zu verhüten. Hierzu
könnten verfügbare Nichtverbreitungsmechanismen genutzt
werden, um wirksame Frachtkontrollen im See-, Luft- und Land-
verkehr sicherzustellen.

Artikel 6

Der Rat erstellt die Liste im Anhang und ändert diese entspre-
chend den Feststellungen des Ausschusses oder des VN-Sicher-
heitsrats.

Artikel 7

Dieser Gemeinsame Standpunkt wird überprüft und nötigenfalls
geändert, insbesondere in Bezug auf die Kategorien von Perso-
nen, Einrichtungen oder Gegenständen oder weiteren Personen,
Einrichtungen oder Gegenstände, für die die restriktiven Maß-
nahmen gelten sollen, oder unter Berücksichtigung entsprech-
ender Resolutionen des VN-Sicherheitsrats.

Artikel 8

Dieser Gemeinsame Standpunkt wird am Tag seiner Annahme
wirksam.

Artikel 9

Dieser Gemeinsame Standpunkt wird im Amtsblatt der
Europäischen Union veröffentlicht.

Geschehen zu Brüssel am 20. November 2006.

Im Namen des Rates
Der Präsident
J. KORKEAOJA
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ANHANG

Liste der in Artikel 3 genannten Personen
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